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verbinden. Diesem Zweck dient die AO fiber die Planung, 
Bilanzierung und Abrechnung von Software vom 13. Januar 
1986 (GBl. I Nr. 4 S. 33). Die Regelungen der АО und der 
in der Anlage dazu veröffentlichten Richtlinie für die Pla­
nung, Bilanzierung und Abrechnung von Software sind dar­
auf gerichtet, eine höhere Effektivität bei der Entwicklung, 
Produktion und Wartung von Software zu erreichen, weil 
das entscheidende Kriterien für die beschleunigte Einfüh­
rung von Schlüsseltechnologien wie der Mikroelektronik und 
CAD/CAM sowie weiterer Informations- und Kommunika­
tionstechnik sind.

In der Richtlinie zur АО wird der Unterschied zwischen 
Basis- und Anwendersoftware entsprechend bestimmt. Mit 
der Einordnung der in der АО geregelten Prozesse in die 
Leitung und Planung und der Hervorhebung der besonderen 
Verantwortung der Anwender sollen alle volkswirtschaftlich 
entscheidenden Reserven erschlossen und doppelte Arbeit 
auf diesem Gebiet vermieden werden. Gleichzeitig wurden 
mit dieser Regelung exakte Grundlagen für die Berechnung 
von Preisen geschaffen und in den entsprechenden Preisver­
fügungen geregelt.

Auf der Grundlage der АО über die Planung, Bilanzie­
rung und Abrechnung von Software erging die AO über In­
formations- und Beratungsleistungen zur Entwicklung, Pro­
duktion und Mehrfachnutzung von Software in der DDR vom 
26. Februar 1986 (GBl. I Nr. 9 S. 94). Die Informations- und 
Beratungsleistungen auf diesem Gebiet sind insbesondere 
darauf zu richten, daß die Mehrfachnutzung der in der DDR 
verfügbaren Software zur beschleunigten Durchsetzung von 
Schlüsseltechnologien entscheidend erhöht, die Entwicklung 
und Produktion von mehrfach nutzbarer Software beschleu­
nigt und die Durchsetzung einer wirksamen Arbeitsteilung 
und Kooperation bei der Entwicklung, Produktion und War­
tung von Software gefördert wird. Kombinate und Einrich­
tungen werden verpflichtet, dazu entsprechende zentrale und 
sachgebietsorientierte Informations- und Beratungseinrich­
tungen für Software aufzubauen.

Durch die 6. DB zur NVO — Zahlung von Erfindervergü­
tung durch die Betriebe — vom 31. Januar 1986 (GBl. I Nr. 6 
S. 56) wird bestimmt, daß Betriebe entsprechend den Rechts­
vorschriften die Vergütung für Erfindungen zahlen, die bei 
ihnen entstanden sind und benutzt werden, wenn die 
von ihnen durchgeführte Prüfung auf Schutzfähigkeit er­
geben hat, daß die im Patentgesetz festgelegten Schutzvor­
aussetzungen vorliegen und das Amt für Erfindungs- und 
Patentwesen bestätigt hat, daß die Patentanmeldung den 
Bestimmungen über die Anmeldeerfordernisse entspricht. 
Entsprechend dieser Regelung erhielt § 17 Abs. 3 der 1. DB 
zur NVO — Vergütung für Neuerungen und Erfindungen — 
vom 22. Dezember 1971 (GBl. II 1972 Nr. 1 S. 11) eine neue 
Fassung, wonach u. a. festgelegt wurde, daß jeder benutzende 
Betrieb den Erfindern eine Vergütung zu zahlen hat, wenn 
eine Erfindung durch mehrere Betriebe genutzt wird.

*

Mit dem neuen Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen 
vom 29. November 1985 (GBl. I Nr. 31 S. 345) wurden zugleich 
alle bisherigen Nachfolgeregelungen auf dem Gebiet des 
Post- und Zeitungswesens, des Fernsprech- und Fernschreib- 
wesens sowie des Funkwesens aufgehoben bzw. überarbeitet. 
Mit insgesamt 18 Anordnungen, die am 1. Mai 1986 mit dem 
neuen Postgesetz und der dazugehörigen DVO — Genehmi­
gung zum Fernmeldeverkehr — vom 29. November 1985 
(GBl. I Nr. 31 S. 345) in Kraft treten, wird dieses Rechtsgebiet 
geschlossen auf den Stand gebracht, der den Anforderungen 
an das sozialistische Nachrichtenwesen entspricht. In den 
Nachfolgebestimmungen2 werden die Rechte und Pflichten 
geregelt, die sich zwischen Staatsorganen, Betrieben und 
Bürgern einerseits und der Deutschen Post andererseits bei 
der Inanspruchnahme ihrer Leistungen ergeben. Dabei 
wurden bewährte bisherige Regelungen übernommen.

Die AO fiber den Postdienst — PostAO — vom 28. Februar 
1986 (GBl. I Nr. 8 S. 69) regelt die Teilnahme am Postverkehr 
innerhalb der DDR und enthält insbesondere die Bestim­
mungen über die Annahmebedingungen für die verschie­
denen Arten von Brief-, Kleingut- und Geldübermitthmgs- 
sendungen (Postsendungen), die möglichen Zusatzleistungen 
für eine schnellere und sichere Beförderung der Postsendun­
gen sowie die Formen der Aushändigung der Sendungen an 
den Empfänger. In Ergänzung zu den Bestimmungen des 
Postgesetzes über die materielle Verantwortlichkeit enthält 
die АО einige Spezialregelungen zum Schadenersatz für Post­
sendungen mit bestimmten Zusatzleistungen (Einschreiben, 
Wertangabe u. a.).

Die wesentlichsten neuen Regelungen, die zur Erhöhung

der Sicherheit im Postverkehr und zur Senkung von Ver­
lusten dienen, sind:
— Vorschriften über die Beschaffenheit von Hausbriefkästen,
— die verbindliche Inanspruchnahme der Zusatzleistung 

„Wertangabe“ für Postsendungen mit Edelmetallen, Edel­
steinen und Perlen sowie Erzeugnissen daraus,

— die Präzisierung der Bestimmungen über die Aushändi­
gung von Postsendungen bzw. die Auszahlung von 
Beträgen zu Post- und Zahlungsanweisungen (Einschrän­
kung der freizügigen Aushändigung bzw. Auszahlung am 
Schalter, Definition einer vereinfachten Postvollmacht, 
Definition der anderen Empfangsberechtigten bei der 
Aushändigung in der Wohnung oder in den Geschäfts­
räumen, Regelung der Aushändigung von Postsendungen 
an Bewohner von Kleingartenanlagen, Wochenend- und 
Feriensiedlungen),

— die Präzisierung der Bestimmungen über das Selbst­
buchen von Wirtschaftspaketen (Anlage 7 zur АО),

— das Verbot, auf der Außenseite von Postsendungen In­
haltsangaben zu machen.
Einige Änderungen in der PostAO ergaben sich aus der 

Berücksichtigung der ZahlungsverkehrsVO vom 13. Oktober 
1983 (GBl. I Nr. 30 S. 293), des Giftgesetzes vom 7. April 1977 
(GBl. I Nr. 10 S. 103) sowie der Bestimmungen über den 
Transport radioaktiver Stoffe und gefährlicher Güter.3

Die AO über den Postspargirodienst — PostspargiroAO — 
vom 28. Februar 1986 (GBl. I Nr. 8 S. 87) und die АО über den 
Postscheckdienst — PostscheckAO — vom 28. Februar 1986 
(GBl. I Nr. 9 S. 102) berücksichtigen die Veränderungen, die 
in den letzten Jahren besonders durch Einführung von EDV- 
Verfahren bei den Postscheckämtern eingetreten sind. Es 
wurden Festlegungen und Begriffe übernommen, die auch 
Grundlage für die Führung von Konten bei den Geld- oder 
Kreditinstituten sind. Andererseits blieben alle Regelungen 
erhalten, die sich aus der zentralisierten Kontoführung für 
Postscheck- und Postspargirokonten bei den Postscheckämtern 
in Berlin, Dresden, Erfurt, Leipzig und Magdeburg ergeben.

Postscheckkonten werden nach der PostscheckAO als 
Nebenkonten für kontoführungspflichtige Betriebe oder als 
Hauptkonten für Betriebe, die nicht zur Führung von Konten 
verpflichtet sind, eingerichtet und geführt. Kontoverträge 
werden zwischen den Betrieben (Kontoinhaber) und der 
Deutschen Post — kontoführendes Postscheckamt — abge­
schlossen. Die Guthaben der Postscheckkonten werden nicht 
verzinst.

Zur rationellen Durchführung des Zahlungsverkehrs 
sollen Postscheckkonten genutzt werden für
— bargeldlose Zahlungen,
— die Sammlung von Beträgen, die bei der Deutschen Post 

mittels Zahlkarten eingezahlt werden,
— die Übermittlung von Beträgen mittels Zahlungsanweisun­

gen an Bürger, die kein Giro- oder Spargirokonto führen. 
Kontoverträge für Postspargirokonten können nach der

PostspargiroAO durch Bürger der DDR, die das 16. Lebens­
jahr vollendet haben, mit der Deutschen Post abgeschlossen 
werden. Postspargirokonten werden für einen Sparer oder 
als gemeinschaftliche Konten für zwei Sparer eingerichtet 
und geführt. Der Abschluß von Kontoverträgen wird durch 
alle Postämter vermittelt. Postspargirokonten dienen dem 
persönlichen Sparverkehr der Sparer, und die Guthaben 
(Spareinlagen) werden mit 3,25 Prozent pro Jahr verzinst.

Über die Guthaben der Postspargirokonten kann durch 
Überweisungen, an Zahlungsempfänger erteilte Einwilligun­
gen zur Anwendung des Abbuchungsverfahrens (z. B. für 
Miete, Energie, Zeitungsabonnement und Rundfunkgebühren, 
Fernsprechgebühren, Versicherungsbeiträge), Ausstellung 
von Schecks oder Zahlungsanweisungen verfügt werden. 
Daueraufträge können künftig auch für eine jährliche Aus­
führung von Zahlungen mit gleichem Betrag an den gleichen 
Empfänger erteilt werden. Die Frist für die Verjährung von 
Schadenersatzansprüchen wurde von 1 Jahr auf 2 Jahre ver­
längert.

Die AO über den Vertrieb von Presseerzeugnissen — Post- 
zeitungsvertriebsAO — vom 28. Februar 1986 (GBl. I Nr. 9
S. 96) enthält Allgemeine Leistungsbedingungen für die

2 Außer den hier erwähnten werden weitere Nachfolgeregelungen, 
die das Fernsprech-, Fernschreib- und das Funkwesen der Deut­
schen Post betreffen, in der Gesetzgebungsübersicht für das 
II. Quartal 1986 behandelt werden.

3 Vgl. z. B. die АО über den Transport radioaktiver Stoffe — ATRS — 
vom 12. April 1978 (GBl.-Sdr. Nr. 953) und die АО über die Mit­
nahme gefährlicher Güter in öffentliche Beförderungsmittel vom 
27. Februar 1979 (GBl. I Nr. 11 S. 86) i. d. F. der Personenbefürde- 
rungsVO vom 5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 4 S. 25).


